
in Form von Klagen Rechte beanspruchen, die aus dem Vertrag 
dem Land nicht zugute kommen könnten.

Unter diesem Eindruck muß ich natürlich auch die angedachte 
Revisionsklausel, die 1993 Nachverhandlungen oder Neuver­
handlung über den Finanzausgleich ermöglicht, benennen.

Wer aber die Berechnung des Finanzausgleiches kennt, wird 
mir auf jeden Fall recht geben, daß verschiedene rahmenökono­
mische Kriterien, verschiedene Bedingungen sich erst in den 
nächsten Monaten in den beitretenden Ländern ausarbeiten las­
sen werden. Sie werden erst dann erkannt; denn es wird doch 
wohl keiner davon ausgehen, daß die Statistik, die der Sozialis­
mus 40 Jahre lang gemacht hat, stimmt. Dann hätten wir doch ei­
ne andere ökonomische Situation. Wir können eben auf diese 
statistischen Erhebungen beispielsweise überhaupt nicht zu­
rückgreifen.

Lassen Sie mich zusammenfassen: Der Einigungsvertrag er­
möglicht, wie von der CDU-Fraktion immer wieder gefordert - 
und wir haben es dauerhaft gefordert, im Unterschied zu ande­
ren, die der großen Koalition angehört haben -, einen geordne­
ten Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland in Würde nach Ar­
tikel 23. Im Einigungsvertrag und in seinen Anlagen ist auf fast 
1000 Seiten in vielen Details geregelt, was ein Überleitungsge­
setz niemals hätte leisten können, nämlich eine schrittweise An­
gleichung der Lebensverhältnisse der Bürger in beiden Teilen 
Deutschlands mit vielen Fördermaßnahmen im wirtschaftlichen 
Bereich, aber auch im sozialen Bereich, die auf der Basis des 
Kommenden beruhen.

Wir, die CDU, wollen vor allem auf Maßnahmen hinwirken, die 
eine ökologisch und sozial ausgeglichene Marktwirtschaft zum 
Ziel haben werden. Die Ökonomie heute muß die Ökologie der 
Zukunft mit einrechnen.

Wir werden an Beispielen belegen und sind gegenwärtig aktiv 
dabei, mit der jetzigen Bundesregierung schon entsprechende 
Projekte abzustimmen, im Rahmen nachwachsender Rohstoffe 
der Landwirtschaft, auch unter anderem auf Grund des Beitritts 
der DDR zur Bundesrepublik Deutschland in diesem Bereich 
nachwachsender Rohstoffe, ganz andere Perspektiven zu er­
möglichen.

Alte Strukturen der bisherigen Kommandowirtschaft müssen 
weitgehend - und hier möchte ich diesen Begriff benennen: 
schöpferisch zerstört werden. Solche allgemeinen Regelungen, 
man entlasse jeden Beschäftigten im öffentlichen Dienst, damit 
er sich morgen wieder bewerben kann, sind nicht der richtige 
Weg, sondern eine Vielzahl von Einzelentscheidungen muß dazu 
führen, daß wir den drastischen Abbau im Personalbereich, na­
türlich aber auch die Reinigung von echten Verbrechern, und 
nicht etwa nur die Verleumdung von Mitläufern, betreiben wer­
den.

So hat die heutige DDR, haben die künftigen Länder gute 
Chancen, sich zu einem Industriestandort mit modernster Tech­
nologie zu entwickeln, mit Segen für die Menschen und als ge­
rechter Ausgleich für diese 40 Jahre Bevormundung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich sage Ihnen zum 
Abschluß: Natürlich geht für unsere Fraktion mit dem Eini­
gungsvertrag auch unser Mandat, nämlich der Wählerwille, den 
wir zum 18. März als größte Fraktion zu vertreten hatten, auf: 
Die deutsche Einheit so schnell wie möglich, die deutsche Ein: 
heit so gut wie nötig!

Ich denke, es war richtig, auch durch meine Fraktion konse­
quent zu fordern, ohne abzulassen: Der Einigungsvertrag muß, 
wenn wir einen Beitritt erklären, ein wichtiger Bestandteil ne­
ben der Klärung der äußeren Bedingungen und der Länderein­
führung sein.

Ich freue mich, daß wir in absehbarer Zeit diesem Eini­
gungsvertrag in diesem Haus mit zustimmen können. Danke 
schön.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Ich bitte jetzt die Fragen zu stellen. Zuerst Bündnis 90/Grüne.

M ä d e r (Bündnis 90/Grüne):

Herr Staatssekretär, ich möchte an Sie eine Frage richten, und 
zwar knüpft sie sich an die bereits erwähnte Tatsache der Kin­
dergärten und Kinderkrippen. Es ist ein Problem an mich heran­
getragen worden, nach dem die Eltern ab Oktober sämtliche 
Kosten, auch die Nebenkosten für Unterbringung, übernehmen 
müssen. Das beträgt z. B. für Kinderkrippen 8 Mark pro Tag plus 
160 Mark Betreuungsgeld im Monat.

Ich stelle an Sie die Frage, wie sollen zum Beispiel alleinstehen­
de Frauen und alleinstehende Männer diesen Betrag für die Be­
treuung ihrer Kinder aufbringen? Ich weiß keine Antwort darauf.

Dr. Krause (CDU/DA):

Ich möchte diese Frage dahingehend beantworten, daß der Ab­
geordnete Geisler von unserer Fraktion zu diesem Komplex Rede 
und Anwort steht, da er auch zuständiger Parlamentarischer 
Staatssekretär im Ministerium für Familienfragen ist. Deshalb 
würde ich diese Frage zurückstellen und dem Abgeordneten Geis­
ler zur direkten Beantwortung übergeben. Sind Sie damit einver­
standen?

Dr. Stadermann (PDS):

Herr Staatssekretär, zwei Fragen bewegen mich bei Ihren Dar­
legungen. Die erste betrifft Ihre Behauptung, es bestehe für kei­
nen die Gefahr, daß er seine Datsche oder das Grundstück, wo er 
sein Eigenheim hat, oder der Kleingartenbesitzer seinen Klein­
garten los wird.

(Zwischenruf von CDU/DA: Wenn er das rechtmäßig 
erworben hat!)

Diese Frage - mit der freundlichen Hilfe Ihres Kollegen - habe 
ich im Einigungsvertrag, in der Anlage, im Gesetz über die Rege­
lung der Vermögensfragen Paragraph 4 Absatz 2 wie folgt gefun­
den: Wenn er es redlich erworben hat. Unredlich ist, wenn jemand 
Eigentum erworben hat, das auf Grund heute geltender Gesetze 
bzw. nach dem 3. Oktober, das also dem Eigentümer entzogen 
wurde und der Neuerwerber es hätte wissen können. Wenn er es 
hätte wissen können, dann ist es unredlich. Ist das in Übereinstim­
mung zu bringen mit dem, was Sie sagten?

Die andere Frage ist, hier ist formuliert, im Gegensatz zu Ihren
Worten, daß auch als unredlich erworben gilt, wenn es dem Besit----------------
zer auf Grund von staatlichen Zwangsmaßnahmen weggenom­
men wurde oder er zum Verkauf angeregt wurde. Das ist immer 
als unredlich hier ausgedrückt. Wer von den DDR-Bürgern, die 
sich Schrebergärten angelegt haben, hat denn gewußt, wer 1952 
die DDR verlassen hat und dieser Grund und Boden in Staatsei­
gentum übergegangen ist? Bitte erklären Sie mir diesen Wider­
spruch, sonst wäre es ja eine Lüge, was Sie hier vom Katheder aus 
sagten.

Dr. Krause (CDU/DA):

Ich stehe hier nicht auf dem Katheder, sondern ich denke, ich 
stehe an einer durchaus würdigeren Stelle.

Schlicht und einfach die Antwort: Wenn die Staatssicherheit je­
manden zur Ausreise erpreßt hat, und da hat es viele Fälle gegeben, 
viele Fälle, erpreßt hat mit der Aufforderung, man möge unter­
schreiben, daß man auch auf dieses Haus verzichtet, dann sehe ich 
hier die Unredlichkeit vorliegen. Und ich kann Ihnen sagen, wer 
dann in der Regel die Nutznießer waren. Das kann ich Ihnen sagen.

(Zuruf von CDU/DA: Die Genossen - 
Beifall bei CDU/DA und DSU)
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